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Einladung zur Hauptversammlung 

Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit zu der  

am Dienstag, dem 11. August 2009, um 11.00 Uhr, 

im Schloss Horst, Turfstraße 21, 45899 Gelsenkirchen, stattfindenden 

ordentlichen Hauptversammlung 

eingeladen. 

Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des gebilligten Konzernabschlusses, des 
Lageberichts und des Konzernlageberichts, des erläuternden Berichts des Vorstands zu 
den übernahmerelevanten Angaben (§ 289 Absatz 4, § 315 Absatz 4 des 
Handelsgesetzbuchs) sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2008 

2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das 
Geschäftsjahr 2008 

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, dem Vorstand Entlastung zu erteilen. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2008 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Aufsichtsrat Entlastung zu erteilen. 

4. Wahl des Nachfolgers für ein Aufsichtsratsmitglied 

 



Der Aufsichtsrat der Gesellschaft besteht gemäß § 11 Absatz 1 der Satzung aus drei 

Mitgliedern und setzt sich nach § 96 Absatz 1, 6. Fall und § 101 Absatz 1 AktG ausschließlich 

aus Vertretern der Anteilseigner zusammen. 

Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge nicht gebunden. 

Das von der Hauptversammlung am 04. Juni 2008 für die Zeit bis zur Beendigung der 

Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2009 zu beschließen hat, in 

den Aufsichtsrat nachgewählte Aufsichtsratsmitglied, Herr Detlef Herzog, hat sein Mandat aus 

persönlichen Gründen und um der Gesellschaft die Möglichkeit zu geben, ein den 

Erfordernissen des am 29. Mai 2009 in Kraft getretenen Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz 

entsprechendes Mitglied nachwählen zu können, mit Wirkung zum Ende der 

Hauptversammlung am 11. August 2009 niedergelegt. Die Wahl des Nachfolgers eines vor 

Ablauf der Amtszeit ausgeschiedenen Mitglieds erfolgt nach § 11 Absatz 3 Satz 3 der Satzung 

für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds, mithin bis zum Ende der 

Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2009 zu beschließen hat. 

Der Aufsichtsrat schlägt dem entsprechend vor, 

anstelle des von der Hauptversammlung am 04. Juni 2008 nachgewählten und wieder 

ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds Detlef Herzog für den Rest von dessen Amtszeit – 

mithin bis zum Ende der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 

2009 zu beschließen hat – als Mitglied in den Aufsichtsrat zu wählen: 

Herrn Dipl. Kfm. Georg van Hall, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, wohnhaft in Kerken. 

Angaben gemäß § 125 Absatz 1 Satz 3 AktG: 

Zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung dieser Hauptversammlung im 

elektronischen Bundesanzeiger übt Herr van Hall keine weiteren Mandate im Sinne des § 125 

Absatz 1 Satz 3 AktG aus. 

5. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers 
für das Geschäftsjahr 2009  

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die MBT Wirtschaftstreuhand GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Lohne, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für 

das Geschäftsjahr 2009 zu wählen. 

6. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener 
Aktien sowie zum Ausschluss des Bezugs- und des Andienungsrechts 

 



Die bis zum 04. Dezember 2009 erteilte Ermächtigung des Vorstands zum Erwerb eigener 

Aktien sowie zu deren Verwendung, von der bisher nicht Gebrauch gemacht wurde, soll 

erneuert werden. Ausgehend von der Annahme, dass das vom Bundestag in seiner Sitzung 

am 28. Mai 2009 verabschiedete Gesetz zur Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie (ARUG) 

bis zum Tag der Hauptversammlung in Kraft getreten sein wird, darf die neue Ermächtigung – 

statt bisher für höchstens 18 Monate – dann für bis zu höchstens fünf Jahre gelten (§ 71 

Absatz 1 Nr. 8 Satz 1 AktG in der durch Art. 1 Ziffer 6 a) des ARUG in der vom Bundestag am 

28. Mai 2009 verabschiedeten Fassung). Von dieser Neuregelung durch das ARUG sollte 

bereits Gebrauch gemacht werden und entsprechend ist der nachstehend folgende Vorschlag 

formuliert. Falls das ARUG am Tag der Hauptversammlung noch nicht in Kraft getreten wäre, 

werden Vorstand und Aufsichtsrat der Hauptversammlung im nachstehenden Vorschlag zu 

lit. a) Satz 1 statt des Datums „31. Juli 2014“ das Datum „10. Februar 2011“ und eine damit 

entsprechend verkürzte Laufzeit vorschlagen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Die Gesellschaft wird mit Wirkung ab dem 12. August 2009 ermächtigt, bis zum 

31. Juli 2014 eigene Aktien mit einem höchstens auf diese Aktien entfallenden anteiligen 

Betrag von bis zu 10 % des derzeitigen Grundkapitals oder – sofern dieser Betrag 

geringer ist – des Grundkapitals im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung zu 

erwerben. Die erworbenen Aktien dürfen – zusammen mit anderen eigenen Aktien, die 

sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach §§ 71 a ff. AktG zuzurechen sind – 

zu keinem Zeitpunkt, also auch nicht im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung, 10 % 

des Grundkapitals der Gesellschaft übersteigen. Diese Ermächtigung tritt an die Stelle 

der von der Hauptversammlung vom 04. Juni 2008 erteilten Ermächtigung zum Erwerb 

eigener Aktien, welche bis zum 04. Dezember 2009 befristet war und hiermit aufgehoben 

wird; die für bereits erworbene Aktien bestehenden Verwendungsermächtigungen 

bleiben davon unberührt. 

b) Die Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien ausgenutzt 

werden. 

c) Der Erwerb erfolgt über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre der Gesellschaft 

gerichteten öffentlichen Kaufangebots. 

a. Beim Erwerb eigener Aktien über die Börse darf der Erwerbspreis je Aktie (ohne 

Erwerbsnebenkosten) den Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft nicht um mehr 

als 5 % über- oder unterschreiten. Als maßgeblicher Börsenkurs im Sinne der 

Ermächtigung gilt der nicht gewichtete durchschnittliche Schlusskurs der Aktie der 

 



Gesellschaft im Xetra-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem 

entsprechenden Nachfolgesystem während der letzten drei Börsentage vor dem 

Erwerb der Aktien, d.h. vor dem Handelstag. 

b. Erfolgt der Erwerb eigener Aktien über ein öffentliches Kaufangebot an alle 

Aktionäre der Gesellschaft, dürfen der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der 

gebotenen Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Börsenkurs 

der Aktien der Gesellschaft nicht um mehr als 10 % überschreiten und nicht um 

mehr als 10 % unterschreiten. Als maßgeblicher Börsenkurs im Sinne der 

Ermächtigung gilt der nicht gewichtete durchschnittliche Schlusskurs der Aktie der 

Gesellschaft im Xetra-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem 

entsprechenden Nachfolgesystem während des sechsten bis dritten Börsentages 

vor dem Tag der Veröffentlichung des Angebots. Ergeben sich nach der öffentlichen 

Ankündigung nicht unerhebliche Abweichungen des maßgeblichen Börsenkurses, 

so kann der Kaufpreis angepasst werden. In diesem Fall wird auf den nicht 

gewichteten durchschnittlichen Schlusskurs der Aktie der Gesellschaft im Xetra-

Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem entsprechenden 

Nachfolgesystem während des sechsten bis dritten Börsentages vor der öffentlichen 

Ankündigung einer etwaigen Anpassung abgestellt. Das Volumen des Angebots 

kann begrenzt werden. Sofern die gesamte Zeichnung des Angebots dieses 

Volumen überschreitet, muss die Annahme im Verhältnis der jeweils angebotenen 

Aktien erfolgen. Eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen der zum 

Erwerb angebotenen Aktien der Gesellschaft kann von bis zu 100 Stück je Aktionär 

vorgesehen werden. Das Erwerbsangebot kann weitere Bedingungen vorsehen. 

d) Die Vorschriften des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes sind zu beachten, 

sofern und soweit diese Anwendung finden. 

e) Der Vorstand wird weiter ermächtigt, die erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre an Dritte gegen 

Sachleistung zu veräußern, insbesondere auch im Zusammenhang mit 

Unternehmenszusammenschlüssen und dem Erwerb von Unternehmen, 

Unternehmensteilen und/oder Beteiligungen an Unternehmen. 

f) Der Vorstand wird ferner ermächtigt, die erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gegen Barzahlung in 

anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre zu 

veräußern. 

 



g) Im Fall des lit. e) muss der Wert der Sacheinlage bei einer Gesamtbeurteilung 

angemessen im Sinne des § 255 Absatz 2 AktG sein. Die Aktien dürfen im Fall des lit. f) 

nur zu einem Preis (ohne Veräußerungsnebenkosten) an Dritte veräußert werden, der 

den Börsenkurs von Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der 

Veräußerung nicht wesentlich, höchstens jedoch um 5 %, unterschreitet. Als 

maßgeblicher Börsenkurs im Sinne der Ermächtigung gilt der nicht gewichtete 

durchschnittliche Schlusskurs der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel an der 

Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem entsprechenden Nachfolgesystem während 

der letzten fünf Börsentage vor der Veräußerung der eigenen Aktien, d.h. vor dem 

Handelstag.  

h) Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß lit. f) gilt 

ferner mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußerten 

eigenen Aktien 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen dürfen und zwar weder 10 % 

des Grundkapitals, das im Zeitpunkt der Erteilung der Ermächtigung besteht, noch 10 % 

des Grundkapitals, das im Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung zum Ausschluss 

des Bezugsrechts besteht. Von dem so ermittelten zulässigen Höchstbetrag ist der 

anteilige Betrag des Grundkapitals abzusetzen, der auf neue oder auf zuvor erworbene 

eigene Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter vereinfachtem 

Bezugsrechtsausschluss gemäß oder in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 

Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden sind; ferner sind auf diese Begrenzung 

diejenigen Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit 

Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Options- oder Wandlungspflicht ausgegeben 

wurden bzw. auszugeben sind, sofern diese Schuldverschreibungen während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender 

Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. 

i) Der Vorstand wird ferner ermächtigt, die erworbenen eigenen Aktien ohne weiteren 

Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. Er ist im Rahmen der Einziehung ferner 

ermächtigt, die Einziehung von Stückaktien entweder im Rahmen einer 

Kapitalherabsetzung oder aber ohne Kapitalherabsetzung vorzunehmen. Erfolgt die 

Einziehung von Stückaktien ohne Kapitalherabsetzung, so erhöht sich der Anteil der 

übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Absatz 3 AktG. Für diesen Fall ist der 

Vorstand zudem ermächtigt, die Angabe der Zahl der Aktien der Gesellschaft in der 

Satzung anzupassen (§ 237 Absatz 3 Nr. 3 AktG). 

j) Die vorstehenden Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, ganz oder in 

Teilbeträgen, einzeln oder zusammen ausgeübt werden. 

 



7. Beschlussfassung über die Änderung der Satzung (a) in § 16 (Einberufung und 
Abhaltung der Hauptversammlung) und (b) in § 17 (Teilnahme an der 
Hauptversammlung) in vorsorglicher Anpassung an das Gesetz zur Umsetzung der 
Aktionärsrechterichtlinie 

Das vom Bundestag am 28. Mai 2009 verabschiedete Gesetz zur Umsetzung der 

Aktionärsrechterichtlinie (ARUG), das im Jahr 2009 und damit noch vor der nächsten 

ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft in Kraft treten soll, ordnet u.a. die 

Berechnung der Fristen und Termine im Zusammenhang mit der Einberufung der 

Hauptversammlung neu. Um Unsicherheiten bei der Einberufung der nächstfolgenden 

Hauptversammlung möglichst zu vermeiden und Erleichterungsmöglichkeiten frühzeitig nutzen 

zu können, soll der Hauptversammlung vorgeschlagen werden, die Satzung an das ARUG 

anzupassen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen: 

a) In § 16 der Satzung (Einberufung und Abhaltung der Hauptversammlung) wird Absatz 3 

wie folgt neu gefasst: 

"3. Die Einberufung der Hauptversammlung erfolgt in der gesetzlich vorgesehenen 

Form und muss, sofern das Gesetz keine abweichende Frist vorsieht, mindestens dreißig 

Tage vor dem Tag der Hauptversammlung im elektronischen Bundesanzeiger bekannt 

gemacht werden. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag der Einberufung sind 

nicht mitzurechnen. Die Mindestfrist des Satzes 1 verlängert sich um die Tage der 

Anmeldefrist des nachfolgenden § 17 der Satzung." 

b) § 17 der Satzung (Teilnahme an der Hauptversammlung) wird insgesamt wie folgt neu 

gefasst: 

"Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 

diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich innerhalb der gesetzlichen Frist vor der 

Hauptversammlung unter Vorlage eines besonderen Nachweises ihres Aktienbesitzes 

durch das depotführende Institut bei der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse 

anmelden. Die Anmeldung bedarf der Textform und muss in deutscher oder englischer 

Sprache erfolgen. Der Nachweis muss sich auf den gesetzlich bestimmten Stichtag 

beziehen, in Textform erstellt sein und in deutscher oder englischer Sprache erfolgen.“ 

8. Beschlussfassung über die Aufhebung des bisherigen genehmigten Kapitals, Schaffung 
eines neuen genehmigten Kapitals mit Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss und 
entsprechende Änderung von § 4 Absatz 5 der Satzung 

 



Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

a) Die durch Beschluss der Hauptversammlung am 08. Juni 2005 dem Vorstand erteilte 

Ermächtigung, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 07. Juni 2010 mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats um bis zu Euro 2.225.000,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von 

bis zu 2.225.000 Inhaberstückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen 

(„Genehmigtes Kapital“), und der dem entsprechende bisherige Absatz 5 in § 4 der 

Satzung, werden mit Wirksamwerden des zu lit. b) zu beschließenden neuen 

genehmigten Kapitals aufgehoben. 

b) Es wird ein neues genehmigtes Kapital wie folgt geschaffen und dem entsprechend in § 4 

der Satzung (Höhe und Einteilung des Grundkapitals) Absatz 5 wie folgt gefasst: 

“5. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital 

bis zum 31. Juli 2014 durch Ausgabe von bis zu 2.250.000 neuen auf den Inhaber 

lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) gegen Bar- und/oder 

Sacheinlagen einmalig oder mehrmals, insgesamt jedoch um höchstens Euro 

2.250.000,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2009). Die Aktionäre haben auf von der 

Gesellschaft begebene neue Aktien grundsätzlich ein gesetzliches Bezugsrecht. Die 

neuen Aktien können auch von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Absatz 1 

Satz 1 oder § 53b Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 7 des Gesetzes über das Kreditwesen 

tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 

Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

über einen Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre zu entscheiden. 

Das Bezugsrecht kann ausgeschlossen werden  

a) für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsrechtsverhältnisses ergeben, 

b) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen bis zu einem Betrag von insgesamt 

Euro 450.000,00 oder, sollte dieser Betrag niedriger sein, von insgesamt 10 % 

des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals 

(jeweils unter Anrechnung der während der Laufzeit dieser Ermächtigung 

etwaigen Ausnutzung anderweitiger Ermächtigungen zum Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß oder in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 

Satz 4 AktG; ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, 

die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten bzw. einer Options- oder Wandlungspflicht ausgegeben wurden 

bzw. auszugeben sind, sofern diese Schuldverschreibungen während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in 

entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben 

 



wurden), wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht 

wesentlich unterschreitet, 

c) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, 

d) um Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft zuvor etwa 

ausgegebenen Options- bzw. Wandelanleihen ein Bezugsrecht auf neue Aktien 

in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. 

Wandlungsrechts oder nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht als 

Aktionär zustehen würde. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 

der Kapitalerhöhung und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.“ 

9. Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder 
Wandelanleihen und zum Bezugsrechtsausschluss sowie gleichzeitige Schaffung eines 
bedingten Kapitals und entsprechende Ergänzung von § 4 der Satzung 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

a) Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelanleihen 

a. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 

31. Juli 2014 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen 

lautende Options- und/oder Wandelanleihen im Gesamtnennbetrag von bis zu Euro 

15.000.000,00 mit einer Laufzeit von längstens 25 (fünfundzwanzig) Jahren 

auszugeben. Den Inhabern bzw. Gläubigern von Optionsanleihen können 

Optionsrechte und den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandelanleihen können 

Wandlungsrechte auf insgesamt bis zu 2.250.000 neue auf den Inhaber lautende 

Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) der Gesellschaft mit einem anteiligen 

Betrag am Grundkapital von insgesamt bis zu Euro 2.250.000,00 nach näherer 

Maßgabe der Options- bzw. Wandelanleihebedingungen gewährt werden. Die 

Options- und Wandelanleihen können auch mit einer variablen Verzinsung 

ausgestattet werden, wobei die Verzinsung auch wie bei einer 

Gewinnschuldverschreibung vollständig oder teilweise von der Höhe der Dividende 

der Gesellschaft abhängig sein kann. 

b. Die Aktionäre haben auf von der Gesellschaft begebene Options- oder 

Wandelanleihen grundsätzlich ein gesetzliches Bezugsrecht. Die Options- oder 

Wandelanleihen können auch von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 

 



Absatz 1 Satz 1 oder § 53b Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 7 des Gesetzes über das 

Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 

den Aktionären zum Bezug anzubieten. 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsrechtsverhältnisses ergeben, vom 

Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen und das Bezugsrecht auch insoweit 

auszuschließen, wie es erforderlich ist, damit den Inhabern bzw. Gläubigern von 

zuvor ausgegebenen Options- oder Wandelanleihen ein Bezugsrecht in dem 

Umfang gewährt werden kann, wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder 

Wandlungsrechte bzw. bei Erfüllung der Options- oder Wandlungspflichten als 

Aktionär zustehen würde. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats entsprechend 

§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG das Bezugsrecht der Aktionäre auf Options- bzw. 

Wandelanleihen auszuschließen, sofern der Vorstand nach pflichtgemäßer Prüfung 

zu der Auffassung gelangt, dass der Ausgabepreis der Options- oder 

Wandelanleihen ihren nach anerkannten, insbesondere finanzmathematischen 

Methoden ermittelten theoretischen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. Diese 

Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts gilt jedoch nur für Options- bzw. 

Wandelanleihen mit einem Options- oder Wandlungsrecht bzw. einer Options- oder 

Wandlungspflicht auf neue Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am 

Grundkapital von insgesamt bis zu höchstens Euro 450.000,00 oder, sollte dieser 

Betrag niedriger sein, von insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Ausübung der 

Ermächtigung bestehenden Grundkapitals (jeweils unter Anrechnung der während 

der Laufzeit dieser Ermächtigung etwaigen Ausnutzung anderweitiger 

Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts gemäß oder in entsprechender 

Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG). 

c. Im Fall der Ausgabe von Optionsanleihen werden jeder Teilschuldverschreibung ein 

oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber bzw. Gläubiger nach 

näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Optionsanleihebedingungen 

zum Bezug von neuen auf den Inhaber lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag 

(Stückaktien) der Gesellschaft berechtigen. Für auf Euro lautende, durch die 

Gesellschaft begebene Optionsanleihen können die Optionsanleihebedingungen 

vorsehen, dass der Optionspreis auch durch Übertragung von 

Teilschuldverschreibungen und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung erfüllt werden 

kann. Der anteilige Betrag am Grundkapital, der auf die je Teilschuldverschreibung 

 



zu beziehenden neuen Aktien entfällt, darf den Nennbetrag der 

Teilschuldverschreibungen (gegebenenfalls zuzüglich einer baren Zuzahlung) nicht 

übersteigen. Soweit sich ein Bezug auf Bruchteile von Aktien ergibt, kann 

vorgesehen werden, dass diese Bruchteile nach Maßgabe der 

Optionsanleihebedingungen, gegebenenfalls gegen Zuzahlung, zum Bezug ganzer 

Aktien aufaddiert werden können. 

Im Fall der Ausgabe von Wandelanleihen erhalten die Inhaber bzw. Gläubiger das 

Recht oder sind – soweit die Wandelanleihebedingungen dies vorsehen – 

verpflichtet, ihre Teilschuldverschreibungen gemäß den vom Vorstand festgelegten 

Wandelanleihebedingungen in neue auf den Inhaber lautende Stammaktien ohne 

Nennbetrag (Stückaktien) der Gesellschaft zu wandeln. Das Umtauschverhältnis 

ergibt sich aus der Division des Nennbetrages oder des unter dem Nennbetrag 

liegenden Ausgabebetrages einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten 

Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis kann auf 

eine volle Zahl auf- oder abgerundet werden, soweit nicht vorgesehen wird, dass 

rechnerisch Bezugsrechte auf Bruchteile von Aktien gewährt werden, die nach 

Maßgabe der Wandelanleihebedingungen zum Bezug ganzer Aktien aufaddiert 

werden können. Ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgesetzt werden. 

Die Options- oder Wandelanleihebedingungen können für alle Fälle der Lieferung 

von Aktien der Gesellschaft vorsehen, dass statt neuer Aktien bereits existierende 

Aktien der Gesellschaft geliefert werden. 

d. Der jeweils festzusetzende Options- bzw. Wandlungspreis für eine Aktie der 

Gesellschaft muss – auch bei einem variablen Umtauschverhältnis bzw. Options- 

oder Wandlungspreis – entweder mindestens 80 % des nicht gewichteten 

durchschnittlichen Schlusskurses der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel an der 

Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem entsprechenden Nachfolgesystem 

während eines Referenzzeitraums von zehn Börsentagen vor dem Tag der 

Beschlussfassung durch den Vorstand über die Begebung der Options- oder 

Wandelanleihe entsprechen oder – für den Fall der Einräumung eines 

Bezugsrechts – wenn (i) ein Bezugsrechtshandel stattfindet, mindestens 80 % des 

nicht gewichteten durchschnittlichen Schlusskurses der Aktie der Gesellschaft im 

Xetra-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem entsprechenden 

Nachfolgesystem während der Tage entsprechen, an denen die Bezugsrechte auf 

die Options- oder Wandelanleihe an der Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem 

entsprechenden Nachfolgesystem gehandelt werden, mit Ausnahme der beiden 

 



letzten Börsentage des Bezugsrechtshandels, und wenn (ii) kein 

Bezugsrechtshandel stattfindet, mindestens 80 % des nicht gewichteten 

durchschnittlichen Schlusskurses der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel an der 

Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem entsprechenden Nachfolgesystem in 

dem Zeitraum vom Beginn der Bezugsfrist bis zum Tag vor der Bekanntmachung 

der endgültigen Festlegung der Konditionen (einschließlich) entsprechen. §§ 9 

Absatz 1, 199 Absatz 2 AktG bleiben unberührt. 

Der Options- oder Wandlungspreis kann unbeschadet der §§ 9 Absatz 1, 199 

Absatz 2 AktG aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel nach näherer 

Bestimmung der Anleihebedingungen ermäßigt werden, wenn die Gesellschaft 

während der Options- oder Wandlungsfrist das Grundkapital unter Einräumung 

eines ausschließlichen Bezugsrechts an ihre Aktionäre oder durch Kapitalerhöhung 

aus Gesellschaftsmitteln erhöht oder weitere Options- oder Wandelanleihen begibt 

und den Inhabern bzw. Gläubigern zuvor ausgegebener Options- oder 

Wandelanleihen dabei jeweils kein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt wird, 

wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. bei Erfüllung 

der Options- oder Wandlungspflichten als Aktionär zustehen würde; eine solche 

Ermäßigung des Options- oder Wandlungspreises kann auch durch eine Barzahlung 

bei Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts bzw. bei der Erfüllung einer 

Options- oder Wandlungspflicht bewirkt werden. Die Anleihebedingungen können im 

Rahmen einer Verwässerungsschutzklausel ferner vorsehen, dass den Inhabern 

bzw. Gläubigern der Options- bzw. Wandelanleihe zusätzliche Options- und 

Wandlungsrechte auch auf Aktien aus einem bedingten Kapital der Gesellschaft 

gewährt werden, sofern insoweit bedingtes Kapital zur Verfügung steht. Schließlich 

können die Anleihebedingungen für den Fall einer Kapitalherabsetzung eine 

Anpassung der Options- bzw. Wandlungsrechte oder -pflichten vorsehen. 

Die Options- oder Wandelanleihebedingungen können das Recht der Gesellschaft 

vorsehen, im Falle der Optionsausübung oder Wandlung ganz oder teilweise nicht 

Aktien zu gewähren, sondern einen Geldbetrag zu zahlen, der sich aus der Anzahl 

der anderenfalls zu liefernden Aktien und dem nicht gewichteten durchschnittlichen 

Schlusskurs der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel der Frankfurter 

Wertpapierbörse oder in einem entsprechenden Nachfolgesystem während eines 

Referenzzeitraums von drei bis zehn Börsentagen vor oder nach der 

Optionsausübung bzw. Erklärung der Wandlung ergibt, oder statt Aktien der 

Gesellschaft Aktien einer börsennotierten anderen Gesellschaft, gegebenenfalls 

 



zuzüglich einer baren Zuzahlung, zu liefern. §§ 9 Absatz 1, 199 Absatz 2 AktG 

bleiben unberührt. 

e. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Options- und/oder Wandelanleihen 

festzulegen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, 

Verwässerungsschutzbestimmungen, Options- bzw. Wandlungszeitraum sowie im 

vorgenannten Rahmen den Options- bzw. Wandlungspreis, Umtauschmodalitäten 

bei Umtauschberechtigung und/oder Umtausch- oder Wandlungspflichten. 

b) Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu Euro 2.250.000,00 durch Ausgabe 

von bis zu 2.250.000 neuen auf den Inhaber lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag 

(Stückaktien) bedingt erhöht. Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Sicherung der 

Gewährung von Optionsrechten und der Vereinbarung von Optionspflichten nach 

Maßgabe der Optionsanleihebedingungen an die Inhaber bzw. Gläubiger von 

Optionsscheinen aus Optionsanleihen bzw. der Sicherung der Erfüllung von 

Wandlungsrechten und der Erfüllung von Wandlungspflichten nach Maßgabe der 

Wandelanleihebedingungen an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandelanleihen, die 

jeweils aufgrund der vorstehenden Ermächtigung gemäß lit. a) von der Gesellschaft in 

der Zeit bis zum 31. Juli 2014 begeben werden. Unter Options- und Wandlungspflichten 

ist auch die Ausübung des Rechts der Gesellschaft auf Lieferung von Aktien der 

Gesellschaft ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrages zu 

verstehen. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem gemäß lit. a) jeweils 

festzulegenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur im 

Fall der Begebung der Options- bzw. Wandelanleihen und nur insoweit durchzuführen, 

wie die Inhaber bzw. Gläubiger der Optionsscheine bzw. der Wandelanleihen von ihren 

Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch machen oder eine Options- bzw. 

Wandlungspflicht (auch im Fall der Ausübung eines entsprechenden Wahlrechts der 

Gesellschaft) erfüllen. Die neuen Aktien nehmen jeweils vom Beginn des 

Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand wird 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 

Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

c) § 4 der Satzung (Höhe und Einteilung des Grundkapitals) wird durch einen neuen 

Absatz 6 ergänzt wie folgt: 

“6. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu Euro 2.250.000,00 durch 

Ausgabe von bis zu 2.250.000 neuen auf den Inhaber lautenden Stammaktien ohne 

Nennbetrag (Stückaktien) bedingt erhöht. Die bedingte Kapitalerhöhung dient der 

 



Sicherung der Gewährung von Optionsrechten und der Vereinbarung von 

Optionspflichten nach Maßgabe der Optionsanleihebedingungen an die Inhaber bzw. 

Gläubiger von Optionsscheinen aus Optionsanleihen bzw. der Sicherung der Erfüllung 

von Wandlungsrechten und der Erfüllung von Wandlungspflichten nach Maßgabe der 

Wandelanleihebedingungen an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandelanleihen, die 

jeweils aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 11. August 2009 von der 

Gesellschaft in der Zeit bis zum 31. Juli 2014 begeben werden. Die bedingte 

Kapitalerhöhung ist nur im Fall der Begebung der Options- bzw. Wandelanleihen und nur 

insoweit durchzuführen, wie die Inhaber bzw. Gläubiger der Optionsscheine bzw. der 

Wandelanleihen, die von der Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung der 

Hauptversammlung vom 11. August 2009 ausgegeben werden, von ihren Options- bzw. 

Wandlungsrechten Gebrauch machen oder eine Options- bzw. Wandlungspflicht (auch 

im Fall der Ausübung eines entsprechenden Wahlrechts der Gesellschaft) erfüllen. Die 

neuen Aktien nehmen jeweils vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, 

am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“ 

 
 

Berichte an die Hauptversammlung 

Zu den Punkten 6, 8 und 9 der Tagesordnung erstattet der Vorstand an die Hauptversammlung die 

nachstehenden, jeweils vollständig abgedruckten Berichte: 

 

Bericht zu Punkt 6 der Tagesordnung (Beschlussfassung über die Ermächtigung zum 
Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien sowie zum Ausschluss des Bezugs- und des 
Andienungsrechts) 

Der Vorstand erstattet zu Punkt 6 der Tagesordnung über die Gründe für die vorgeschlagene 

Ermächtigung, das Bezugs- und Andienungsrecht der Aktionäre bei der Verwendung von eigenen 

Aktien der Gesellschaft auszuschließen, den folgenden Bericht gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 Satz 5 

in Verbindung mit § 186 Absatz 3 Satz 4 und Absatz 4 Satz 2 AktG: 

1. Überblick 

Vorstand und Aufsichtsrat werden der Hauptversammlung am 11. August 2009 vorschlagen, 

die Gesellschaft mit Wirkung ab dem 12. August 2009 zu ermächtigen, bis zum 31. Juli 2014 

eigene Aktien in einem Betrag von bis zu 10 % des derzeitigen Grundkapitals oder – sofern 

dieser Betrag geringer ist – des Grundkapitals im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung zu 

 



erwerben. Für den Fall, dass das Gesetz zur Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie (ARUG) 

mit dem Art. 1 Ziffer 6 a) des ARUG (in der vom Bundestag am 28. Mai 2009 verabschiedeten, 

dem Bundesrat als BR-Drucksache 512/09 vorgelegten Fassung), durch den in § 71 Absatz 1 

Nr. 8 Satz 1 AktG die Angabe „18 Monate“ durch die Wörter „fünf Jahre“ ersetzt wird, bis zum 

Hauptversammlungstermin nicht in Kraft getreten sein sollte, wird von Vorstand und 

Aufsichtsrat eine Höchstdauer der Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien von nur 18 

Monaten (also bis 10. Februar 2011) vorgeschlagen werden. Die neue Ermächtigung soll 

jedenfalls an die Stelle der von der Hauptversammlung am 04. Juni 2008 erteilten 

Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien treten, welche bis zum 04. Dezember 2009 befristet 

ist; die für bereits erworbene Aktien bestehenden Verwendungsermächtigungen bleiben davon 

unberührt. Der Vorstand soll ferner ermächtigt werden, die erworbenen eigenen Aktien mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre an Dritte 

gegen Sachleistung zu veräußern, insbesondere auch im Zusammenhang mit 

Unternehmenszusammenschlüssen und dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen 

und/oder Beteiligungen an Unternehmen. Zudem soll der Vorstand ermächtigt werden, unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre, die Aktien gegen Barzahlung in anderer Weise 

als über die Börse oder durch ein Angebot an die Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

zu veräußern. 

Bei einem Ausschluss des Bezugsrechts müssen die Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis 

(ohne Veräußerungsnebenkosten) veräußert werden, der den Börsenkurs von Aktien der 

Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich, höchstens 

jedoch um 5 %, unterschreitet. Als maßgeblicher Börsenkurs in diesem Sinne gilt der nicht 

gewichtete durchschnittliche Schlusskurs der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel an der 

Frankfurter Wertpapierbörse oder in einem entsprechenden Nachfolgesystem während der 

letzten fünf Börsentage vor der Veräußerung der eigenen Aktien. Bei einer Veräußerung der 

Aktien gegen Sacheinlagen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre muss der Wert 

der Sacheinlage bei einer Gesamtbeurteilung angemessen im Sinne des § 255 Absatz 2 AktG 

sein. 

Für den Fall, dass die Aktien gegen Barzahlung in anderer Weise als über die Börse oder 

durch ein Angebot an die Aktionäre veräußert werden, gilt die Ermächtigung zum Ausschluss 

des Bezugsrechts zudem nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts 

veräußerten eigenen Aktien 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen dürfen, und zwar weder 

10 % des Grundkapitals, das im Zeitpunkt der Erteilung der Ermächtigung besteht, noch 10 % 

des Grundkapitals, das im Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung zum Ausschluss des 

Bezugsrechts besteht. Von dem so ermittelten zulässigen Höchstbetrag ist der anteilige Betrag 

des Grundkapitals abzusetzen, der auf neue oder auf zuvor erworbene eigene Aktien entfällt, 

 



die während der Laufzeit der zu erteilenden Ermächtigung unter vereinfachtem 

Bezugsrechtsausschluss gemäß oder in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 

4 AktG ausgegeben oder veräußert worden sind; ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen 

Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten bzw. einer Options- oder Wandlungspflicht ausgegeben wurden oder 

auszugeben sind, sofern diese Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des § 186 

Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. 

2. Gründe für den Bezugsrechtsausschluss 

Die vorgesehenen möglichen Ausschlüsse des Bezugsrechts rechtfertigen sich auf Grund 

folgender Gesichtspunkte: 

a) Die Gesellschaft soll mit der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei 

Sacheinlagen die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien zur Verfügung zu haben, um diese 

als Gegenleistung beim Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen 

anbieten zu können. Diese Form der Gegenleistung wird zunehmend durch die 

Globalisierung der Wirtschaft im internationalen und nationalen Wettbewerb erforderlich. 

Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung wird der Gesellschaft so die notwendige 

Flexibilität verliehen, eigene Aktien als Akquisitionswährung einsetzen zu können und so 

auf für sie vorteilhafte Angebote zum Erwerb von Unternehmen oder von Beteiligungen 

an Unternehmen flexibel reagieren zu können. 

b) Soweit die Ermächtigung des Vorstands weiter vorsieht, dass dieser mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats eine Veräußerung der eigenen Aktien gegen Barzahlung unter Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre auch in anderer Weise als über die Börse oder über ein 

Angebot an alle Aktionäre vornehmen kann, soll der Gesellschaft damit ermöglicht 

werden, Aktien zum Beispiel an institutionelle Anleger, Finanzinvestoren oder sonstige 

Kooperationspartner auszugeben. Die Gesellschaft steht an den Kapitalmärkten in einem 

starken Wettbewerb. Für die künftige geschäftliche Entwicklung der Gesellschaft ist eine 

angemessene Ausstattung mit Eigenkapital von besonderer Bedeutung. Dazu gehört 

auch die Möglichkeit, jederzeit zu angemessenen Bedingungen Eigenkapital am Markt 

aufnehmen zu können und ggf. eigene Aktien in dem genannten Rahmen flexibel zu 

veräußern. Die Gesellschaft muss insoweit auch in der Lage sein, sich weitere 

Investorengruppen erschließen zu können. Dies kann im Einzelfall auch die Nutzung von 

erworbenen eigenen Aktien zur Weitergabe an bestimmte Investoren erfordern. Durch 

eine marktnahe Preisfestsetzung werden dabei ein möglichst hoher Veräußerungsertrag 

und eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel erreicht. 

 



Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre dient damit den Interessen 

der Gesellschaft. 

3. Angemessene Berücksichtigung der Interessen der Aktionäre 

Die Interessen der Aktionäre werden dabei mit der vorgeschlagenen Ermächtigung 

angemessen gewahrt. 

a) Die Ermächtigung beschränkt sich auf insgesamt höchstens 10 % des Grundkapitals der 

Gesellschaft. Die erworbenen eigenen Aktien dürfen gegen Barzahlung nur zu einem 

Preis an Dritte verkauft werden, der sich vom Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft 

gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterscheidet. Der 

zu ermittelnde relevante Börsenpreis wird anhand der Schlussauktionskurse im 

elektronischen Handel an der Frankfurter Börse ermittelt, die einen liquiden Handelsplatz 

darstellt und wo eine Zulassung zum Handel besteht, so dass eine größtmögliche 

Preiswahrheit gewährleistet ist. Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für 

eigene Aktien geschieht zeitnah vor der Veräußerung der eigenen Aktien durch den 

Vorstand unter Zustimmung des Aufsichtsrats. Relevante Vermögensbeeinträchtigungen 

der Aktionäre sind daher nicht zu befürchten. Die Interessen der Aktionäre werden bei 

der Veräußerung der eigenen Aktien an Dritte gegen Barzahlung weitergehend noch 

dadurch geschützt, dass die während der Laufzeit der Ermächtigung unter Ausschluss 

des Bezugsrechts  veräußerten eigenen Aktien – unter Anrechnung von weiteren neuen 

oder zuvor erworbenen eigenen Aktien, die während der Laufzeit der Ermächtigung unter 

vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 

4 AktG ausgegeben oder veräußert worden sind – 10 % des Grundkapitals nicht 

übersteigen dürfen, und zwar weder 10 % des Grundkapitals, das im Zeitpunkt der 

Erteilung der Ermächtigung besteht, noch 10 % des Grundkapitals, das im Zeitpunkt der 

Ausnutzung der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts besteht. Die 

Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals vermindert sich ferner um den anteiligen 

Betrag des Grundkapitals, der auf diejenigen Aktien entfällt, die zur Bedienung von 

Options- und/oder Wandelanleihen auszugeben sind, sofern diese 

Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts in sinngemäßer Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben 

werden. So wird im Interesse der Aktionäre sichergestellt, dass keine Verwässerung ihrer 

Beteiligung hierdurch verursacht wird, die nicht im Rahmen eines Nachkaufs von Aktien 

über die Börse kompensiert werden könnte, wovon auch die insoweit zugrundeliegende 

Wertung des Gesetzgebers in § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgeht. 

 



b) Bei Sacheinlagen muss der Wert der Sacheinlage bei einer Gesamtbeurteilung 

angemessen sein, so dass relevante Vermögensbeeinträchtigungen der Aktionäre daher 

auch hier nicht zu befürchten sind. Wenn sich konkrete Erwerbsmöglichkeiten bieten, 

wird der Vorstand diese sorgfältig im Interesse der Gesellschaft prüfen und die ihm 

erteilte Ermächtigung nur im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft ausnutzen. 

Nur wenn diese Voraussetzungen vorliegen, wird der Aufsichtsrat seine Zustimmung 

erteilen. Basis für die Feststellung eines angemessenen Gegenwertes für die 

auszugebenden Aktien ist regelmäßig die Bewertung des zu erwerbenden 

Wirtschaftsgutes auf Grund neutraler Wertgutachten, z. B. von 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und/oder Investmentbanken, so dass eine 

Wertaushöhlung der Gesellschaft durch die Ausnutzung der Ermächtigung 

ausgeschlossen ist. 

Konkrete Pläne für das Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen nicht. Der Vorstand wird der 

Hauptversammlung jeweils Bericht über eine Ausnutzung dieser Ermächtigung erstatten. 

4. Tenderverfahren 

Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft auch die Möglichkeit erhalten, eigene 

Aktien durch ein öffentliches Kaufangebot (Tenderverfahren) zu erwerben. Bei dieser Variante 

kann jeder verkaufswillige Aktionär der Gesellschaft entscheiden, wie viele Aktien und, bei 

Festlegung einer Preisspanne, zu welchem Preis er diese anbieten möchte. Übersteigt die zum 

festgesetzten Preis angebotene Menge die von der Gesellschaft nachgefragte Anzahl an 

Aktien, so muss eine Zuteilung der Annahme der Verkaufsangebote erfolgen. Hierbei soll es 

möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis 

zu maximal 100 Stück Aktien vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge 

bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und 

damit die technische Abwicklung zu erleichtern. 

 

Bericht zu Punkt 8 der Tagesordnung (Beschlussfassung über die Aufhebung des 
bisherigen genehmigten Kapitals, Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals mit 
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss und entsprechende Änderung von § 4 
Absatz 5 der Satzung) 

Der Vorstand erstattet zu Punkt 8 der Tagesordnung über die Gründe für die vorgeschlagene 

Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts anlässlich der Schaffung eines neuen 

 



genehmigten Kapitals den folgenden Bericht gemäß §§ 203 Absatz 2 Satz 2, 186 Absatz 4 Satz 2 

AktG: 

Die Hauptversammlung hat am 08. Juni 2005 beschlossen, den Vorstand zu ermächtigen, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft um bis zu Euro 2.225.000,00 

durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 2.225.000 Inhaberstückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlagen zu erhöhen. Die entsprechende Änderung der Satzung in § 4 Absatz 5 

wurde am 12. Juli 2005 in das Handelsregister eingetragen. Von dieser Ermächtigung wurde 

bislang kein Gebrauch gemacht. Sie läuft am 07. Juni 2010 aus. 

Um der Gesellschaft das genehmigte Kapital als wesentliches Element der 

Unternehmensfinanzierung zu erhalten, soll der Vorstand erneut auf knapp 5 Jahre ermächtigt 

werden, das Grundkapital durch Ausgabe von neuen Aktien zu erhöhen. Dabei soll 

gewährleistet sein, dass die 50 %-Grenze für das genehmigte Kapital gemäß § 202 Absatz 3 

Satz 1 AktG einerseits dann künftig voll ausgeschöpft wird und andererseits bei der 

Berechnung dieser Kapitalgrenze das Genehmigte Kapital 2005 nicht mehr zu berücksichtigen 

wäre, sondern dann aufgehoben ist. Denn maßgebender Zeitpunkt für die Bestimmung des 

Betrages für das genehmigte Kapital bei Berechnung der 50 %-Grenze und des zugrunde zu 

legenden Grundkapitals ist derjenige des Wirksamwerdens des neuen genehmigten Kapitals 

durch Eintragung der entsprechenden Satzungsänderung in das Handelsregister der 

Gesellschaft (§ 181 Absatz 3 AktG). 

Mit der Beschlussfassung zu Punkt 8 lit. b) der Tagesordnung soll das neue genehmigte 

Kapital geschaffen werden. Dessen Höchstbetrag wird entsprechend der Vorschrift des § 202 

Absatz 3 Satz 1 AktG mit der Hälfte des zur Zeit der Ermächtigung im Handelsregister 

eingetragenen Grundkapitals der Gesellschaft festgelegt. 

Wenn die Verwaltung von der mit dem neu geschaffenen genehmigten Kapital bis 

31. Juli 2014, also auf knapp 5 Jahre befristeten Ermächtigung, das Kapital zu erhöhen, 

Gebrauch macht, werden die neuen Aktien den Aktionären grundsätzlich zum Bezug 

angeboten. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird dabei auch gewahrt, wenn zur Erleichterung 

der Abwicklung davon Gebrauch gemacht wird, die neuen Aktien an ein Kreditinstitut oder 

sonstiges Emissionsunternehmen mit der Verpflichtung auszugeben, die neuen Aktien den 

Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht, § 186 Absatz 5 AktG). Der 

Bezugskurs wird zu gegebener Zeit so festgelegt, dass unter Berücksichtigung der jeweiligen 

Kapitalmarktverhältnisse die Interessen der Aktionäre und die Belange der Gesellschaft 

angemessen gewahrt werden. Dies gilt stets auch in den nachstehend angesprochenen Fällen 

eines Bezugsrechtsausschlusses, den der Vorstand jeweils mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

 



beschließen können soll; derzeit bestehen keine konkreten Vorhaben für das Ausnutzen der 

Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss. 

Die vorgesehene Ermächtigung, Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszuschließen, ermöglicht 

es, einen runden Emissionsbetrag und ein technisch einfach durchführbares Bezugsverhältnis 

darstellen zu können. Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich des 

Spitzenbetrages würden insbesondere bei der Kapitalerhöhung um runde Beträge die 

technische Durchführung der Kapitalerhöhung und die Ausübung des Bezugsrechts erheblich 

erschwert. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgenommenen Aktien 

werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist 

aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. Vorstand und Aufsichtsrat halten den 

Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Gründen für sachlich gerechtfertigt und gegenüber 

den Aktionären für angemessen. 

Die Verwaltung soll ferner ermächtigt sein, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre gemäß 

§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG auszuschließen, um bis zu einem Betrag von 10 % des 

maßgebenden Grundkapitals der Gesellschaft Aktien gegen Bareinlagen zu einem 

Ausgabebetrag ausgeben zu können, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. Der 

Ausgabebetrag wird in der Regel somit den maßgeblichen nicht gewichteten durchschnittlichen 

Schlusskurs der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse 

oder in einem entsprechenden Nachfolgesystem während eines Referenzzeitraums von fünf 

Börsentagen vor dem Tag der Beschlussfassung des Aufsichtsrats über die Ausgabe der 

Aktien nicht um mehr als 3 bis 5 % unterschreiten dürfen. Der Ausgabebetrag darf im Übrigen 

keinesfalls den auf die einzelne Stückaktie entfallenden anteiligen Betrag des Grundkapitals 

von rechnerisch Euro 1,00 unterschreiten. Die Verwaltung soll mit dieser Ermächtigung in die 

Lage versetzt werden, das Eigenkapital der Gesellschaft schnell, flexibel und kostengünstig zu 

verstärken. Für die 10 %-Grenze ist auf den Betrag des Grundkapitals abzustellen, der zum 

Zeitpunkt der Hauptversammlung im Handelsregister eingetragen ist, oder aber auf das zum 

Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehende Grundkapital, falls dessen Betrag dann 

wider Erwarten niedriger sein sollte. Bei Ausnutzung der 10 %-Grenze ist auch ein Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre aufgrund anderer Ermächtigungen im Sinne des § 186 

Absatz 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen, so dass die 10 %-Grenze also auch insoweit 

insgesamt nicht überschritten werden darf; derartige Anrechnungen betreffen insbesondere ein 

bedingtes Kapital oder auch eigene Aktien, die aufgrund einer Ermächtigung durch die 

Hauptversammlung nach § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG erworben wurden und gegen Barzahlung 

an Dritte weder über die Börse noch durch öffentliches Angebot veräußert werden. Ferner sind 

auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Options- oder 

 



Wandlungspflicht ausgegeben wurden bzw. auszugeben sind, sofern die 

Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben 

wurden. Die Aktionäre sind aufgrund der gesetzlichen Vorgaben ausreichend geschützt. Wenn 

sie ihre Beteiligungsquote aufrechterhalten möchten, können sie die dazu erforderlichen Aktien 

über die Börse erwerben. Da der Ausgabepreis neuer Aktien den Börsenpreis allenfalls 

unwesentlich unterschreiten darf, wird dem jeweiligen Bezugsberechtigten auch kein 

wirtschaftlicher Vorteil eingeräumt. 

Die Ermächtigung soll der Verwaltung außerdem die Möglichkeit geben, wenn dies im 

Interesse der Gesellschaft liegt, neue Aktien gegen Sacheinlagen auszugeben und dabei das 

Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Dies kann insbesondere zum Erwerb von 

Unternehmensbeteiligungen, aber beispielsweise auch von Grundbesitz und anderen 

Wirtschaftsgütern oder zur Ablösung bestehender Bank- und sonstiger Verbindlichkeiten der 

Gesellschaft zweckmäßig sein. Die Gesellschaft soll derartige Transaktionen gegen 

Überlassung eigener Aktien und damit ohne Belastung ihrer Finanz- bzw. Liquiditätslage 

durchführen können. Auch solche Maßnahmen erfordern regelmäßig schnelle Entscheidungen. 

Die Praxis zeigt, dass die Verkäufer attraktiver Akquisitionsobjekte als Gegenleistung für eine 

Veräußerung häufig die Verschaffung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft verlangen. 

Daher muss die Gesellschaft die Möglichkeit haben, eigene Aktien als Gegenleistung zu 

gewähren. Die vorgeschlagene Ermächtigung soll den Vorstand (mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats) in die Lage versetzen, schnell und flexibel zu handeln, soweit sich geeignete 

Beteiligungs- und sonstige Erwerbe gegen Ausgabe von Aktien anbieten. Durch den 

Bezugsrechtsausschluss kommt es zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote und 

des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre und somit zu einem 

Verwässerungseffekt. Bei Einräumung eines Bezugsrechts wäre jedoch der Erwerb von 

Sachleistungen, insbesondere Unternehmen, Beteiligungen, Immobilien und/oder Forderungen 

gegen Gewährung von Aktien nicht möglich, und die damit für die Gesellschaft und die 

Aktionäre verbundenen Vorteile wären nicht erreichbar. Derzeit gibt es keine konkreten 

Vorhaben insoweit. Wenn sich jedoch konkrete Erwerbsmöglichkeiten bieten, werden Vorstand 

und Aufsichtsrat in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob eine Erhöhung des Grundkapitals 

gegen Sacheinlage mit Bezugsrechtsausschluss notwendig ist, im wohlverstandenen Interesse 

der Gesellschaft liegt und ob der Wert der auszugebenden neuen Aktien der Gesellschaft in 

angemessenem Verhältnis zum Wert des zu erwerbenden Gegenstands steht. Der 

Ausgabebetrag für die neuen Aktien wird dabei vom Vorstand mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats unter Berücksichtigung der Interessen der Aktionäre und der Gesellschaft 

festgelegt werden. 

 



Darüber hinaus soll die Verwaltung das Bezugsrecht ausschließen können, soweit dies 

erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Options- oder Wandelanleihen der 

Gesellschaft ein Bezugsrecht auf neue Aktien zu geben. Entsprechende Anleihebedingungen 

werden zur erleichterten Platzierung der Anleihen am Kapitalmarkt gegebenenfalls zum 

Verwässerungsschutz vorsehen, dass den Inhabern bzw. Gläubigern bei nachfolgenden 

Aktienemissionen anstelle der Ermäßigung des Options- bzw. Wandlungspreises ein 

Bezugsrecht auf neue Aktien eingeräumt werden kann, wie es Aktionären zusteht. Die Inhaber 

bzw. Gläubiger von Anleihen der Gesellschaft werden dann so gestellt, als seien sie bereits 

Aktionäre. Um die genannten Anleihen mit einem solchen Verwässerungsschutz ausstatten zu 

können, muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese Aktien notfalls ausgeschlossen werden 

können. Dies hat den Vorteil, dass die Gesellschaft – im Gegensatz zu einem 

Verwässerungsschutz durch Reduktion des Options- bzw. Wandlungspreises – einen höheren 

Ausgabebetrag für die bei der Optionsausübung bzw. Wandlung anzugebenden Aktien erzielen 

kann. 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von einer Ermächtigung zur 

Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch macht. Derzeit 

bestehen keine konkreten Absichten, von einer Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter 

Bezugsrechtsausschluss Gebrauch zu machen. Eine Ausnutzung dieser Möglichkeit wird nur 

dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im Interesse 

der Gesellschaft und damit der Aktionäre liegt. Der Vorstand wird über die Ausnutzung von 

genehmigtem Kapital in der jeweils nächstfolgenden Hauptversammlung berichten. 

 

Bericht zu Punkt 9 der Tagesordnung (Beschlussfassung über die Ermächtigung zur 
Ausgabe von Options- und/oder Wandelanleihen und zum Bezugsrechtsausschluss sowie 
gleichzeitige Schaffung eines bedingten Kapitals und entsprechende Ergänzung von § 4 der 
Satzung) 

Der Vorstand erstattet zu Punkt 9 der Tagesordnung über die Gründe für die vorgeschlagene 

Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts anlässlich der Ermächtigung zur Ausgabe von 

Options- und/oder Wandelanleihen den folgenden Bericht gemäß §§ 221 Absatz 4 Satz 2, 186 

Absatz 4 Satz 2 AktG: 

Durch die Ermächtigung zur Ausgabe von Options- bzw. Wandelanleihen im 

Gesamtnennbetrag von bis zu Euro 15.000.000,00 und die Schaffung des dazugehörigen 

bedingten Kapitals von bis zu Euro 2.250.000,00 sollen die Möglichkeiten der Gesellschaft zur 

Finanzierung ihrer Aktivitäten erweitert werden, beispielsweise zur Refinanzierung des Erwerbs 

 



von Unternehmensbeteiligungen, Grundbesitz und anderen Wirtschaftsgütern oder zur 

Ablösung bestehender Bank- und sonstiger Verbindlichkeiten der Gesellschaft. Insbesondere 

bei Eintritt günstiger Kapitalmarktbedingungen eröffnet sich so dem Vorstand mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats ein Weg zu einer im Interesse der Gesellschaft liegenden flexiblen und 

zeitnahen Finanzierung. Weiterer Spielraum für die Ausgestaltung solcher 

Finanzierungsinstrumente wird durch die Möglichkeit geschaffen, bei den Anleihen 

gegebenenfalls auch eine Options- bzw. Wandlungspflicht vorzusehen. 

Bei der Begebung von Options- bzw. Wandelanleihen durch die Gesellschaft steht den 

Aktionären grundsätzlich ein gesetzliches Bezugsrecht auf die Anleihen zu (§§ 221 Absatz 4 

Satz 2, 186 Absatz 1 AktG). Um die Abwicklung zu erleichtern, kann von der Möglichkeit 

Gebrauch gemacht werden, die Options- und Wandelanleihen an ein Kreditinstitut oder ein 

Bankenkonsortium mit der Verpflichtung auszugeben, die Anleihen den Aktionären zum Bezug 

anzubieten (mittelbares Bezugsrecht, § 186 Absatz 5 AktG). 

Die vorgesehene Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge erscheint 

zweckmäßig und erforderlich, um die Ausnutzung der erbetenen Ermächtigung durch runde 

Beträge technisch durchführbar zu machen und die Abwicklung von Bezugsrechten zu 

erleichtern. 

Ein Ausschluss des Bezugsrechts zu Gunsten der Inhaber bzw. Gläubiger von etwa bereits 

ausgegebenen Options- bzw. Wandelanleihen hat den Vorteil, dass diese ohne Durchführung 

einer Kapitalerhöhung mit Aktionären gleichgestellt werden, der Options- bzw. Wandlungspreis 

nicht ermäßigt zu werden braucht und dadurch insgesamt ein höherer Mittelzufluss erzielbar 

ist; die Gesellschaft hat zwar derzeit keine Options- und Wandlungsrechte ausgegeben, es ist 

aber vorstellbar, dass die Gesellschaft von der Ermächtigung zeitlich gestaffelt mehrfach 

Gebrauch machen wird. 

Der Vorstand soll ferner ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre auf solche Anleihen insoweit auszuschließen, als Options- bzw. 

Wandlungsrechte auf Aktien der Gesellschaft mit einem Anteil von insgesamt nicht mehr als 

10 % des Grundkapitals begeben oder entsprechende Options- bzw. Wandlungspflichten 

vereinbart werden; insofern gilt gemäß § 221 Absatz 4 Satz 2 AktG die Bestimmung des § 186 

Absatz 3 Satz 4 AktG sinngemäß. Für die 10 %-Grenze ist auf den Betrag des Grundkapitals 

abzustellen, der zum Zeitpunkt der Hauptversammlung im Handelsregister eingetragen ist, 

oder aber auf das zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehende Grundkapital, 

falls dessen Betrag dann wider Erwarten niedriger sein sollte. Bei Ausnutzung der 10 %-

Grenze ist auch ein Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre aufgrund anderer 

Ermächtigungen im Sinne des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen, so dass die 

 



10 %-Grenze also auch insoweit insgesamt nicht überschritten werden darf; derartige 

Anrechnungen betreffen insbesondere ein genehmigtes Kapital oder auch eigene Aktien, die 

aufgrund einer Ermächtigung durch die Hauptversammlung nach § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG 

erworben wurden und gegen Barzahlung an Dritte weder über die Börse noch durch 

öffentliches Angebot veräußert werden. Durch einen solchen Bezugsrechtsausschluss erhält 

die Gesellschaft die Möglichkeit, günstige Kapitalmarktsituationen kurzfristiger und schneller zu 

nutzen, eine erfolgreiche Platzierung der Anleihen bei Dritten konsequent zu realisieren und 

durch marktnahe Festsetzung der Anleihekonditionen günstigere Bedingungen etwa bei der 

Bestimmung von Zinssatz, Options- bzw. Wandlungspreis und Ausgabepreis für die Anleihen 

zu erreichen. Bei einem solchen Bezugsrechtsausschluss ist entsprechend § 186 Absatz 3 

Satz 4 AktG der Ausgabepreis nicht wesentlich unter dem Börsenkurs festzulegen; damit 

sollen die Aktionäre vor einer nennenswerten Verwässerung des Wertes ihrer Aktien geschützt 

werden. Ob ein solcher Verwässerungseffekt bei bezugsrechtsfreier Begebung von Options- 

oder Wandelanleihen eintreten würde, lässt sich ermitteln, indem der theoretische Marktwert 

der Anleihen nach anerkannten, insbesondere finanzmathematischen Methoden ermittelt und 

mit dem Ausgabepreis verglichen wird. Liegt nach pflichtgemäßer Prüfung der Ausgabepreis 

nur unwesentlich, in der Regel also nicht mehr als 3 %, jedenfalls aber nicht mehr als 5 % 

unter dem rechnerischen Marktwert zum Zeitpunkt der Begebung der Anleihe, so ist nach Sinn 

und Zweck des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ein Bezugsrechtsausschluss wegen des nur 

unwesentlichen Abschlags zulässig. Soweit der Vorstand es in der jeweiligen Situation für 

angemessen hält, bedient er sich für die anzustellenden Berechnungen der Unterstützung 

sachkundiger Experten; so können insbesondere die eine Emission begleitenden 

Konsortialbanken, eine unabhängige Investmentbank oder ein Sachverständiger dem Vorstand 

in geeigneter Weise bestätigen, dass eine nennenswerte Verwässerung des Wertes von Aktien 

nicht zu erwarten ist. 

Weiter ist zu berücksichtigen, dass der jeweils festzusetzende Options- bzw. Wandlungspreis 

für eine Aktie der Gesellschaft mindestens 80 % des in einem zeitnahen Referenzzeitraum 

ermittelten Börsenkurses entsprechen muss. Und schließlich können Aktionäre, die ihren Anteil 

am Grundkapital der Gesellschaft aufrechterhalten möchten, dies jederzeit durch einen Zukauf 

von Aktien über die Börse erreichen. 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von einer Ermächtigung zur 

Begebung einer Options- oder Wandelanleihe unter Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre Gebrauch macht. Eine Ausnutzung dieser Möglichkeit wird nur dann erfolgen, wenn 

dies nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft 

und damit der Aktionäre liegt. Sobald sich die Möglichkeit zur Begebung einer Anleihe jedoch 

eröffnet, wird rasches und flexibles Handeln notwendig sein, so dass die der 

 



Hauptversammlung vorgeschlagene Ermächtigung aus Sicht der Verwaltung erforderlich und 

zweckmäßig ist. Der Vorstand wird über entsprechende Maßnahmen in der jeweils 

nächstfolgenden Hauptversammlung berichten. 

 

 

Teilnahmebedingungen 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nach 

§ 17 Absatz 1 der Satzung diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich bis zum Ablauf des siebenten 

Tages vor der Versammlung, also bis Dienstag, den 04. August 2009, 24:00 Uhr Ortszeit am Sitz 

der Gesellschaft, bei der Gesellschaft anmelden und ihren Aktienbesitz nachweisen. Zum 

Nachweis des Aktienbesitzes ist eine Bescheinigung des depotführenden Instituts über den 

Aktienbesitz notwendig. Der Nachweis muss sich auf den Beginn des einundzwanzigsten Tages 

vor der Hauptversammlung, also auf Dienstag, den 21. Juli 2009, 0:00 Uhr Ortszeit am Sitz der 

Gesellschaft, beziehen. Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes bedürfen der 

Textform und müssen in deutscher oder englischer Sprache unter der nachstehenden Adresse 

erfolgen: 

Masterflex AG 

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

D-81241 München 

Telefax: +49 89 8896 906-33 

E-Mail: anmeldung@better-orange.de 

Nach Eingang ihrer Anmeldung und des Nachweises ihres Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft 

werden den Aktionären Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen 

Erhalt der Eintrittskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig für die Übersendung 

ihrer Anmeldung und des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen. 

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären 

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären nach §§ 126, 127 AktG sind an die Gesellschaft unter 

der Postanschrift  

Masterflex AG 

Investor Relations 

Willy-Brandt-Allee 300 

 



D-45891 Gelsenkirchen 

Telefax: +49 209 97077-20 

zu richten. Etwaige Anträge und Wahlvorschläge für einen bestimmten Punkt der Tagesordnung 

und ihre Begründung brauchen den anderen Aktionären nur dann zugänglich gemacht zu werden, 

wenn diese spätestens zwei Wochen vor dem Tag der ordentlichen Hauptversammlung, also bis 

Montag, den 27. Juli 2009, 24:00 Uhr Ortszeit am Sitz der Gesellschaft, der Gesellschaft unter der 

oben genannten Adresse zugehen. 

Rechtzeitig unter dieser Adresse eingegangene Anträge und Wahlvorschläge werden den 

Aktionären im Internet unter: 

http://www.masterflex.de 

in der Rubrik „Investor Relations/Hauptversammlung“ zugänglich gemacht, wenn auch die übrigen 

Voraussetzungen der §§ 126, 127 AktG eingehalten sind. Eventuelle Stellungnahmen der 

Verwaltung werden nach diesem Datum ebenfalls unter der genannten Internetadresse 

veröffentlicht. Anderweitig adressierte Anträge und Wahlvorschläge werden nicht zugänglich 

gemacht.  

Stimmrechtsvertretung 

Das Stimmrecht kann in der Hauptversammlung auch durch einen Bevollmächtigten, z. B. auch 

durch ein Kreditinstitut oder eine Vereinigung von Aktionären, ausgeübt werden. Für die 

Vollmachterteilung ist die Schriftform erforderlich und genügend. Für die Erteilung von 

Vollmachten, die an ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder andere diesen in §§ 135, 125 

Absatz 5 AktG gleichgestellte Personen erteilt werden, gelten die gesetzlichen Bestimmungen. 

Wir bieten unseren Aktionären an, zur weisungsgebundenen Ausübung ihres Stimmrechts einen 

von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter zu ermächtigen. Von dieser Möglichkeit 

können alle Aktionäre Gebrauch machen, die nicht selber zur Hauptversammlung erscheinen, 

noch eine sonstige Person mit ihrer Vertretung bevollmächtigen wollen. Die Aktionäre, die den von 

der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertretern Vollmacht erteilen möchten, benötigen hierzu 

eine Eintrittskarte zur Hauptversammlung, die den Stimmrechtsvertretern zu überlassen ist. Um 

den rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskarte sicherzustellen, sollte die Bestellung möglichst frühzeitig 

erfolgen.  

Soweit ein von der Gesellschaft benannter Stimmrechtsvertreter bevollmächtigt wird, müssen 

diesem in jedem Fall Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Ohne 

 



Weisungen ist die Vollmacht ungültig. Der Stimmrechtsvertreter ist verpflichtet, weisungsgemäß 

abzustimmen. 

Die Vollmachten und Weisungen an den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft müssen schriftlich 

unter Verwendung des hierfür auf der Eintrittskarte vorgesehenen Formulars übermittelt werden. 

Vollmachten und Weisungen an den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft müssen bis zum 

07. August 2009 bei der Gesellschaft eingegangen sein, andernfalls können sie nicht 

berücksichtigt werden.  

Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung ist das Grundkapital der Gesellschaft in 

4.500.000 auf den Inhaber lautende nennwertlose Stückaktien eingeteilt. Jede Aktie gewährt eine 

Stimme, die Gesamtzahl der Stimmen beträgt somit 4.500.000. Nach Kenntnis der Gesellschaft ist 

im Zeitpunkt der Einberufung keine Aktie vom Stimmrecht ausgeschlossen. Die Gesellschaft hält 

jedoch zum Zeitpunkt der Einladung 134.126 eigene Aktien im Bestand, für die seitens der 

Gesellschaft kein Stimmrecht ausgeübt werden darf. 

Einsichtnahme in Unterlagen 

Die in Tagesordnungspunkt 1 genannten Unterlagen sowie die Berichte des Vorstands zu den 

Tagesordnungspunkten 6, 8 und 9 können im Internet unter http://www.masterflex.de in der Rubrik 

„Investor Relations“ eingesehen werden. Die genannten Unterlagen liegen überdies ab der 

Einberufung der Hauptversammlung in den  Geschäftsräumen der Gesellschaft aus. Den 

Aktionären wird auf Verlangen unverzüglich und kostenlos eine Abschrift zugestellt. Die 

Einsichtnahme in die Unterlagen und die Bestellung von Abschriften kann unter folgender Anschrift 

erfolgen: Masterflex AG, Investor Relations, Willy-Brandt-Allee 300, D-45891 Gelsenkirchen. 

Gelsenkirchen, im Juli 2009 

Masterflex AG 

Der Vorstand  

 



Anfahrtsweg zum Schloss Horst 
 
Mit öffentlichen Verkehrsmitteln:  
ÖPNV -Haltestelle: Schloss Horst, Bahnlinie 301 
Buslinien: CE 56, NE 14, 111, 383, 257, 259, 260 oder 396 
oder mit dem Auto: 
 
Anfahrt von der A 2 
Abfahrt Gelsenkirchen-Buer auf die Emil-Zimmermann-Allee (Richtung GE Horst) bis zum Abzweig 
Horster Straße, dort links bis Abzweig Turfstraße, dort links und dann der Beschilderung zu den 
Parkplätzen folgen 
 
Anfahrt von der A 42 
Abfahrt Gelsenkirchen-Schalke auf die Grothusstraße Richtung GE Horst. Der Straße folgen bis 
zur Ausschilderung der Parkmöglichkeiten 
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